
Arsfurtigung

Akbnzeichen: 05 O 3132113

BESCHLTJSS

Prozessbevollm äc htigte:
Rasch Rechtsannrälte, Ar derAster6, 2OOgg Hamburg, Cz.:

gegen

wegen eirEtweiliger VerfUgung

erlässt die 5. Zvilkammer des Landgerichb Leipzig durch

- Gläubigerin -

13.000.2455

- Schuldnerin -

ln dem Rechtssbeit

am 24.03.2016
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nachfolgende Enbcheldung:

t.

cregen die schuHnerin wird wegen des \€rsbßes gegen die ihr im Beschluss des Landge

richts Leipzig \om 14.11.2O13,A2.: 05 O 3137/13, ausgesprocfFne Untersagung'

es Dritten zu emöglichen, das lrfusikalbum I. der XUnsüerin f
I insgiesamt oder in Form einzelner darin enhallener Tonauftahmen im Sinne

des $ 19a UrhG Öfienüich zugänglich zu machen, wie unhr der URLhtQ/rl
geschef€n,

ein weiteres ordnungsgeld in l-lÖhe von 15.000,- Euro \rethängt ersatrweise ror den Fall,

dass dieses nicht be(pbieben werden kann, 1 Tag Ordnungshaft, zu \tollstrecken an deren

Verwaltrngsrat, filr je 500,' Euro'

il.

Die Schuldnerin hat die Kostsn des OrdnungsmitElverfahrens zu tagen.

il.

Der Gebührensteitwert filr das ordnungsmitblverfahren wird auf 20.000,- Euro EsEeseEt .
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Grllr:ds:

Mt einstweiliger Verfügung vom 14.1'r.2013 wurde der schurdnerin untersagt, es Dritbn zu
ermÖglichen, ein bestimmtes frfusikalbum und die darauf enthaltrenen einzelnen smcke öffent-
lich zugänglich zu machen.

lhren (zweiten) ordnungsmittelantag \om 30.06.201s, ergänzt durch weitere schriftsäEe,
begründet die Gläubigerin damit, dass die schurdne.in auch im Arschluss an die Zrsbilung
der einstweiligen verfiigung am 30.12.20r3 sich an das unterrassungsgebot nicht geharten

habe, so dass sowohr am 17.06.2015 über zwei uRL ars auch am 25.06.2015 und am
30.06.2015 über zwei verschiedene Linksammlungen jeweils ein Link zu einer bei der schuld-
nerin gespeicherten Datei vorhanden und über diesen Link alle verbhrensgegenständlichen

Tonauftahme abrufrar gewesen seren.

Am 17.06.2015 sei über die bekannte unksammlung 
"plixid.com. und,boerse.to" im leEteren

Fall durch den als wiederholungstlbr bekannbn Nuaer 
"odyn. 

jeweils ein Link zu einer ber

der schuldnerin vorhandenen Dabi eröfriet worden. Dabei habe der Link die gezeichnung

des Albums als Klarbxt bereits enthalten. Am 2s.06.2015 sei das werk emeut über.pl!
xid.com' downloadfähig gewesen; ebenso am 30.06.20is. Die LöschurE der Dateien nach

IVleldung durch die Klägerin sei zudem nicht immer sofort erfolgt und habe etwa flir den Link,

der am 25.06.2015 noch abrufuare Dateien in Bezug genommen hatte, über 24 stunden ge-

dauert.

Hierin liege eine VerleEung des landgerichüichen Beschlusses. Diese sei auch schuldhaft er-
folgt, da die schuldnerin nicht die erbrderlichen schritte eingeteitet habe, um urheberrechüich
geschütrte Positionen der Gläubigerin im Hinblick auf die ftagliche lrfusikdatei zu schüEen.

Die schuldnerin ist dem entgegengebeten. Das Geschäftsmodell der schuldnerin sei in der
Rechbordnung ane*annt und werde von ihr durch reaktive und proaKi\e lvbßnahmen zum
schutre des urhebenechb flankiert. Dies sei zwischenzeiüich auch durch unabhängige Gut
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achten untermauert worden. Die schuldnerin beschäftige bis zu 20 Mhrbeiter, die dem

schLrtz femder urhebenechte dienten. l.loch weitergehende tvlaßnahmen seien weder mög-

|ichnochwirbchafrichzumutbar.DieArfurderungendess8g0zPodürfrennichtüberspannt

weroen.

il.

Da d'e schuldnerin auch nach astellung der einstweiligen verfiigung das untersagte Verhal-

ten zu den in zfür l. genan.ten Zeiten nicht abgestellt hat, war gegen sie das tenorierte ord-

nungsgeld gemäß S 890 ZPO zu verhängen'

1.

Die zrständigkeit der angerutsnen Kammer und der deubchen c'erichte folgt dabei, wie in der

obergerichüichen Rechbprechung bestlitigt, aus Artikel 5 Nr. 3 des LuganoÜbereinkommens

für die gerichüiche asHndigkeit und die volbreckungsgerichtichen Enßcheidungen in Zvil-

und Handelssachen in Verbindung mit $ 32 ZPO (Wl' OLG Dresden' Beschluss vom

08.06.2015,A2.:',l4w3l2/ls,beztlglichdeserstenordnu4sgeldanfagesimvorliegenden

Verfahren).

2.

Dievorge|egten|ntemetausoruckeundScreenshoB(Ar|agenG4.G7)derGläubigerinbele.

gen die Rechts\€rleEung der Schuldnerin zu den genannten &iFunKen

ävaristimVo|lsüecKungsverfahrennach$$8ß0ff.4oeineBarveisfiJhrungmitStrengb+'

weismitteln erbrderlich, so dass eidesstattiche Versicherungen etwa als Baleismittel untiaug-

lichsind.Dievorge|egtenUnter|agen|assensichabe.a|sAlgenscheinsobjeKeveruerten.

Die schuldnerin hat hietzu mehrfach stellung genommen und hat die Richtigkeit der Behaup-

tungen der Gläubigerin im wesentlichen mit Nichtwissen bestritEn' Die ist aber nach s 138

Abs.4ZPonichtausleicnend.HierbeimachtesimErgebnisl(einenUnterschied,obvomBe.

streibn der Inhalt der Dateien befoffen ist, die auf senrem der schuldnetin gespeichert wor-

denwaren(soausdnjcktich:BGH'Urtsi|vom15.8.2013.A2.:|2R80/12-File'Hosting.Dienst'

zitiert nach Juris: OLG Hamburg, Beschluss vom 29 01 2016' Az' 5 W 111/14)' oder ob b+
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stritten wird, dass die enbprechenden elekFonischen Venueise in Linksammlungen wrö,fient-

licht ge$/esen seien. Z.rm einen hat die Gläubigerin zu den RechtsverleEungen so detailliert

vorgetragen, dass nur in ebensolcher weise hätte bestitten werden können. Z.rm anderen

kann sich die schuldnerin hinsichtich solcher umstände, die ihrer eigenen wahmehmung un-

terliegen und die ihrer eigenen pnifrflicht untediegen, nicht auf Nichtwissen berufen, wenn

keine hinreichenden Anstrengungen deuüich gemacht werden, die zu einer enßprechenden

Dokumentation geführt hätten (vgt. OLG Hamburg, a.a.O., Seite 6).

3.

Die VerleLung erfolgte auch schuldhaft, nämlich mindestens lahrlässig (s 276 BGB).

Der schuldnerin isl zwar zuzugeben, dass die Verletrung einer Unterlassungspnicht im Rah-

men eines Urbils oder einer einstweiligen Verfügung nicht von vomherein schon das filr die

FesbeEung von ordnungsgeld nach g g9o zpo erbrderliche Verschulden beinhaltet.

Von Verschulden ist aber hier auszugehen, weil die Anforderungen, die an die Einhalfung der

unterlassungs\rerfügung zu slellen sind, von der schuldnerin nicht erfullt worden sind.

a)

ln der Rechbprechung ist arcrkannt, dass das Geschäftsmodell der schuldnerin nicht von

vomherein auf RechtsverleEungen angelegt, sondern im Gegenteil grundsätrlich schütrens-

werte Elemente aufirveist, da die Bereibtellung von speicherplaE in \erschiedener Hinsicht

als virtuelles schließfach frlr NuEer auch ein technisch-wirbchaftiches und damit gesel-

schaftliches Bedürhis beftiedigen kann.

Allerdings ist auftrund der konlaeten Arsgestaltung des c€schäftsmodells bei der schuldne-

rin da\on auszugehen, dass sie zwar in mehrhcher Hinsicht urheberrechbschüEende lvlaß-

nahmen ergrifien hat, aber dennoch die Gefuhr der urheberrechbverleEenden Nutrung ihres

Dienstes durch eigene llbßnahmen geördert hat. Insobm ist die situation nicht grundlegend

anders als in der bereits zitierten Enbcheidung des BGH vom 1s.0g.2013 (File-HG

sting-Dienst, dort bezogen auf Rapidshare) und nunmehr konket in Bezug auf die schuldnerin

des rrcrliegenden verhhrens in der obergerichüichen Rechtsprechung geklärt (oLH Hamburg,

a.a.O.).

Bei der schuldnerin existjert unsreitig ein vergrjfungsmodell, welches vergütungen fijr die
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NuEer daran knltpfr, dass Dort nloads aus den von den Nutrem belegüen Speichem erblgen'

Die hiesige Schuldnerin kann ihre UmsäEe durch eine steigende Ahl von Downloads e.hG

hen und profitiert insoftm von massenhafien Dorvnlods, bei denen es nicht bm liegt, dass

gerade interessante Dateien nicht nur, aber durchaus auch mit ufieberrechüich geschilEten

lnhalten versehen s ind.

Insobm triffi der Vergleich der Schuldnerin mit de. Plattform YouTube nicht zu, da eine wr-

gleichbare Velzahl eigenproduzierter Werke filr uploaded.net nicht bekannt ist

Dies hat zur Folge, dass zwar keine anlasslose, wohl aber eine anlassbezogene Übenva-

chungspflicht angenommen werden muss und dass bei der Bestimmung des umfanges der

Prufpfrichten der Schuldnerin dieser AspeK daz u fllhrt, dass gesteigerte Prüfpflichten voraus-

zuseEen sind. Das bringt es mit sich, dass die Schuldnerin konket Vorsorge trefftn muss,

um möglichst nicht nur identische, sondern auch gleichartige RechtsverleEungen zu \€ftin-

dern (BGH a.a.O., T2.46).

b)

Der Bundesgerichtshof hsst diese Anforderungen dahingehend zusammen, dass die Schuld-

nerin im Rahmen dessen, was technisch und wirßchafrich zumutbar ist, dafur Sorge hagen

muss, dass weder der für die angezeigte Verlekung verantworüiche NuEer, noch andere Nut-

zer über ihre Senrer die ihr konlset benannten urhebenechüich geschÜEen Werke an Dntte

anbieten.

Dem ist die schuldnerin im konketen Fall nicht nachgekommen, ungeachbt der von ihr ge.

nannten besonderen Sicherungsmaßnahmen unbr Einschaltung von talglich mindestens Mer

proaKiv kontollierenden Mtarbeitern.

Die Rechbprechung des BGH (a.a.O., Tz. 49) stellt ganz dezidiert darauf ab, dass die urhe-

benechtsverletrung auf ein konketes, urhebenechlich geschütrtes werk bezogen ist. lm sin-

ne der thfrlng sind VerleEungshandlungen dann gleichartig, wenn durch sie genau dieses

Urhebenecht verlebt wird. Mftelpunkt der Verhinderungsbemühungen der Schuldnerin müs-

sen daher nicht bestimmte Linksammlungen oder WiederholungsElter sein, sondern der

Schutz des streigegenstlndlichen lrtusitalerkes. Algemeine organisatorische lVbßnahmen

genügen hiertrrr nicht, wenn sie keinen konkreten Bezug zum werl( aun^,eisen (BGH a.a.O.).

Substantiiert nennenswerte Bemühungen hiezu hat die Schuldnerin nicht weiter vorgetragen'
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Die Kontrolle einschlägiger Linksammlungen kann von der schurdnerin nämrich emartet wer-
den ( oLG Hamburg, a.a.o., seite g). Dies ist von ihr - anders ars \on der Gräubiger:n - aber
nicht geleistet worden, was schon am wiederfiorten Affinden der Datei der Linksammrung ,prr-
xit.com' in 3 Fällen innerhalb \on 2 Wochen m(Elich wird.

c)

Die PruFflichten der schuHnerin wningern sich auch nicht dadurch, dass sie inforge der kon-
keten Hinweise wn Urhebenechbinhabern mitüenreile eine Velzahl von Werken, \or aller
aber lVlsikwerken' beobachbn muss. Denn der BGH hat in der genannten Enbcheidung
auch eine Überwachungspflicht lon 4.g00 frfusir$erke nicht ars maßgebrichen Aspekt im Rah-
men der Besrimmung der pruFflichten des störers angesehen, sondern ist im Gegenteir zu
dem Ergebnis gelängt, dass ,die Arnahme mangernden Verschurdens bei der verretung der
Prüfiflicht (...) allenhrrs sehr zurückhartend in ArsnahmeHlren in Bekacht kommen. könne.

d)

fuch der von der schurdnerin aufrefiihrte AspeK, dass derartige prüFffichten dazu fr.rhren

könnten, dass sie im Einzelfall auch rechfnäßige sicherungskopien vorsichtshalber würde lö-
schen müsste, ist unerhebrich; denn hieraus forgt in der eMähnten Rechtsprechung des BGH
keine unzumutbarkeit, wenn auch unbesFeitbar ist, dass das bloße Hochladen auf die sen€r
der schuldnerin ftlr sich allein genommen noch nicht auf die Vorbereitung eines illegalen öf-
bntlichen Zrgänglichmachens schließen läßt (BGH, a.a.O , Tz. 62).

4.

Bei der Höhe des ordnungsgeldes berüaksichtigt die Kammer zu Lasbn der schuldnerin.
dass die Rechb\€rreEung an 14 Tagen im Rahmen einer natirrrichen Handrungseinheit (dazu

öller' a.a.o., s 890 zpo Rz. 20) einen nicht unerhebrichen umfang hatb und weiter, dass in

dieser sache bereits einmar ein ordnungsgerd gegen die schurdnerin verhängt werden mus-
ste. In Abwägung nicht zureEt dieser Aspene härt die Kammer das festgeseEte ordnungs-
geld frir angemessen, um unter Berücksichtigung des verschuldensgrades und der Gefähr-
lichkeit der Handlung deuflich zu machen, dass sich die Rechb!,erreEung nicht,rohnen. solle
(OLG Hamburg, a.a.O.).
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DastssEesetrbordnungsge|dunddieangesetrteordnurEshaftberuhenaufssS90Abs.l

S. 1 PO i.V.m. Artikel 6, Abs. 1 und 2 EGSIGB'

il.

Die Kosbnenbcheidurg iolgt aus S 91 Abs l ZPO analog'

Die|-|öhedes@genstandswert6bemisstsichnachdemhEressede'G|äubigerinander

Unbrtassungsvo||sfeckung,wobeidasimErb|gsfal|tsstrusetrendeordnungsge|dnurdie

untere Oenze bi|det (oLG Dresden, Besch|uss vom 11.10.1999, pq.: 14w 1452/99, zitiert

nach Juris).

Ein Sfeitwert non 20.000,- Euro eschien der Kammer unter Zrgrundelegung dieser Param+

ter als angemessen.

Vzepräsident des

Landgerichb

Richtsin am Landgericht Richter am Landgericht

Für den Gleichlaut der Asbrtigung mit der Ußchrift:

Seite 8


